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Vorblatt 


Änderung des Volkswagenwerkgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das Volkswagenwerkgesetz vom 21. Juli 1960 enthält in § 2 
eine Stimmrechtsbeschränkung auf den zehntausendsten Teil 
des Grundkapitals sowie in § 3 besondere Einschränkungen für 
die Vertretung bei der Stimmrechtsausübung. Von der Stimm- 
rechtsbeschränkung sind die Aktien der Bundesrepublik 
Deutschland und des Landes Niedersachsen für die Dauer von 
zehn Jahren ausgenommen (§ 2 Abs. 4 Volkswagenwerkgesetz). 
Diese Frist läuft im August 1970 aus. Der vorliegende Regie- 
rungsentwurf soll vor Ablauf der Zehnjahresfrist die beson- 
deren gesellschaftsrechtlichen Bestimmungen des Volkswagen- 
werkgesetzes neu regeln. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß stellt folgenden Antrag: 

1. Die Stimmrechtsbeschränkung soll entsprechend dem Regie- 
rungsentwurf auf den fünften Teil des Grundkapitals abge- 
schwächt werden. 

2. Abweichend vom Regierungsentwurf sollen die besonderen 
Vorschriften für die Vertretung bei der Stimmrechtsaus- 
übung grundsätzlich beibehalten werden, jedoch soll die 
Beschränkung für die Vertretung auf den fünften Teil des 
Grundkapitals abgemildert werden. 

3. Die Ausnahmebestimmungen für den Bund und das Land 
Niedersachsen können entfallen. 


C. Alternativen 

Keine. Der Rechtsausschuß beschloß die vorgeschlagene Fassung 
des Gesetzentwurfs einstimmig. 

D. Kosten 

Keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Schmude und Pohlmann 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bun- 
destag in seiner 39. Sitzung am 18. März 1970 an 
den Rechtsausschuß federführend und an den Aus- 
schuß für Wirtschaft mitberatend überwiesen. Der 
Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
14. Sitzung am 30. April 1970 und seiner 15. Sitzung 
am 8. Mai 1970 beraten. Der mitberatende Ausschuß 
für Wirtschaft hat zu dem Gesetzentwurf eine In- 
formationssitzung durchgeführt, in der zwei Vor- 
standsmitglieder der Volkswagenwerk Aktienge- 
sellschaft, ein Vertreter des Betriebsrates des Volks- 
wagenwerkes Braunschweig, zwei Bankenvertreter 
und drei Aktionärsvertreter gehört wurden. Die 
Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 
stimmt mit dem Antrag des Rechtsausschusses über- 
ein. 

II. 

Das Gesetz über die Überführung der Anteils- 
rechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung in private Hand (Volkswagen- 
werkgesetz) vom 21. Juli 1960 enthält neben Be- 
stimmungen, die die Durchführung der Privatisie- 
rung regelten und nunmehr gegenstandslos sind, 
besondere gesellschaftsrechtliche Vorschriften für 
die Volkswagenwerk AG. Die Regelungen des § 2 
des Volkswagenwerkgesetzes über das Höchst- 


stimmrecht und des § 3 Abs. 1 bis 5 des Gesetzes 
über die Vertretung bei der Stimmrechtsausübung 
sollten den mit der Privatisierung des Volkswagen- 
werks verfolgten gesellschaftspolitischen Zweck 
sichern, eine breit gestreute Vermögensbildung zu 
erreichen und neue Bevölkerungsschichten an den 
industriellen Produktionsmitteln und an der Kapi- 
talbildung der Wirtschaft zu beteiligen. 

Diese besonderen gesellschaftsrechtlichen Bestim- 
mungen für die Volkswagenwerk AG sollen nun- 
mehr im Hinblick auf die Veränderung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse seit der Privatisierung des 
Volkswagenwerks und den bevorstehenden Ablauf 
der Frist von 10 Jahren, während der Bund und 
Niedersachsen von der Stimmrechtsbeschränkung 
nach § 2 Abs. 4 Volkswagenwerkgesetz ausgenom- 
men sind, überprüft, und, soweit erforderlich, neu- 
gefaßt werden. 

III. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 (Höchststimmrecht) 

Nach dem geltenden § 2 Abs. 1 bis 3 Volkswagen- 
werkgesetz kann das Stimmrecht eines Aktionärs 
nur für höchstens den zehntausendsten Teil des 
Grundkapitals (zur Zeit für Aktien im Nennbetrag 
von 75 000 DM) ausgeübt werden. Von dieser Be- 
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Schränkung des Stimmrechts ist der Aktienbesitz 
des Bundes und des Landes Niedersachsen für eine 
Frist von 10 Jahren seit der Umwandlung der Volks- 
wagenwerk Gesellschaft in eine Aktiengesellschaft, 
d. h. bis August 1970, ausgenommen (§ 2 Abs. 4 
Volkswagenwerkgesetz). 

Die Beschränkung des Stimmrechts soll grund- 
sätzlich beibehalten werden, um einen Aufkauf der 
durch die Privatisierung breit gestreuten Aktien 
und damit eine unerwünschte Konzentration von 
Aktienkapital zu verhindern. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, daß der Wert der Volkswagenwerk- 
Aktien wie auch eine sinnvolle unternehmenspoli- 
tische Bewegungsfreiheit (vor allem bei einer Emis- 
sion von Aktienkapital) unter der bestehenden 
engen Begrenzung des Stimmrechts leiden. Der 
Rechtsausschuß stimmt deshalb einmütig der Regie- 
rungsvorlage darin zu, daß die Stimmrechtsbe- 
schränkung aufgelockert werden sollte. Er hält beim 
Volkswagenwerk unter den gegebenen Umständen 
(Beteiligung des Bundes und Niedersachsens; Rechi 
dieser beiden Gebietskörperschaften, je zwei Mit- 
glieder in den Aufsichtsrat zu entsenden) eine Be- 
grenzung des Stimmrechts auf 20 Uo des Aktien- 
kapitals für ausreichend, um einen beherrschenden 
Einfluß von Interessengruppen auf das Volkswagen- 
werk auszuschließen. 

Bei der vorgeschlagenen Begrenzung des Stimm- 
rechts auf 20 ^, 0 kann § 2 Abs. 4 Volkswagenwerk- 
gesetz (Sonderregelung für die Beteiligung des Bun- 
des und des Landes Niedersachsen) gestrichen wer- 
den, da der Aktienbesitz des Bundes und des Lan- 
des Niedersachsen jeweils die neue Höchstbegren- 
zung von 20 ^/o nicht überschreitet. 

Bei der Anhörung des Wirtschaftsausschusses tra- 
ten die Sachverständigen überwiegend dafür ein, 
die Stimmrechtsbeschränkung überhaupt aufzu- 
heben, sie aber in jedem Falle entsprechend der 
Regierungsvorlage aufzulockern. 

Zu § 1 Abs. 1 Nr. 2 (Vertretung bei der Stimmrechts- 
ausübung) 

Auch nach der Aktienrechtsreform von 1965 regelt 
§ 3 Abs. 1 bis 4 Volkswagenwerkgesetz die Ver- 
tretung bei der Stimmrechtsausübung noch in ver- 
schiedenen Punkten abweichend vom allgemeinen 
Aktiengesetz. Der wichtigste Unterschied betrifft 
den Zeitpunkt der Vollmachtserteilung. Nach der 
allgemeinen aktienrechtlichen Vorschrift des § 135 
Aktiengesetz kann die Vollmacht für 15 Monate im 
voraus erteilt werden. Dem Aktionär ist dann zwar 
noch vor jeder Hauptversammlung die Tagesord- 
nung mit Vorschlägen für die Stimmrechtsausübung 
und der Bitte um Weisungen zuzusenden. Äußert 
sich der Aktionär aber nicht, kann die Bank sein 
Stimmrecht gleichwohl — entsprechend ihren Vor- 
schlägen — ausüben (§ 135 Abs. 5 Aktiengesetz). 
Hingegen dürfen Banken unnd andere geschäfts- 
mäßige Vertreter die Aktionäre der Volkswagen- | 
werk AG bei der Ausübung des Stimmrechts nur 
vertreten, wenn die Aktionäre nach Versendung der 
Tagesordnung gleichzeitig mit der Vollmacht schritt- i 
liehe Weisungen zu den einzelnen Gegenständen 


der Tagesordnung erteilt haben. Der Aktionär muß 
sich also vor jeder Hauptversammlung in Kenntnis 
der Tagesordnung äußern. 

Gemäß dem geltenden § 3 Abs. 5 Volkswagen- 
werkgesetz darf niemand in der Hauptversamm- 
lung das Stimmrecht für mehr als 2 o des Grund- 
kapitals ausüben. Eine Ausnahmeregelung gilt für 
die Aktien des Bundes und des Landes Nieder- 
sachsen. 

Abweichend vom Regierungsentwurf ist der 
Rechtsausschuß einstimmig der Auffassung, daß die 
Sonderbestimmungen des Volkswagenwerkgesetzes 
für die Vertretung bei der Stimmrechtsausübung 
auch nach der Aktienrechtsreform für die Stärkung 
des Einflusses des Kleinaktionärs noch von Bedeu- 
tung sind. Es soll damit auch beim Depotstimmrecht 
eine unmittelbare Einwirkung der Aktionäre auf 
die Entscheidungen in der Hauptversammlung er- 
reicht werden. Die Sonderbestimmung über die Ver- 
tretung bei der Stimmrechtsausübung ist auch als 
eine Ergänzung der Sonderregelung über das 
Höchststimmrecht zu sehen. In § 3 Abs. 4 Volks- 
! Wagenwerkgesetz ist vorgeschrieben, daß bei einer 
; Vertretung in der Stimmrechtsausübung eine Liste 
i der vertretenden Aktionäre zur Einsichtnahme aus- 
■ zulegen ist. Durch diese Offenlegung der Besitzver- 
hältnisse wird eine Umgehung der Regelung des 
Höchststimmrechts nach § 2 des Volkswagenwerk- 
gesetzes verhindert. 

Dagegen soll die Beschränkung des § 3 Abs. 5 
Volkswagenwerkgesetz, daß eine Vertretung bei 
der Stimmrechtsausübung für höchstens 2 ®/o des 
Grundkapitals zulässig ist, an die neue Grenze des 
Höchststimmrechts angeglichen werden. Auch die 
Vertretung bei der Stimmrechtsausübung soll des- 
halb künftig für höchstens 20 Uo des Grundkapitals 
möglich sein. Die Ausnahmeregelung für die Aktien 
des Bundes und des Landes Niedersachsen (§ 3 
Abs. 5 Satz 2 Volkswagenwerkgesetz) kann damit 
entfallen. 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 2 

Diese Bestimmung regelt die Auswirkungen der 
gesetzlichen Änderungen auf die Satzung der Volks- 
wagenwerk AG. Die gesellschaftsrechtlichen Vor- 
schriften des Volkswagenwerkgesetzes sind auch in 
die Satzung der Volkswagenwerk AG übernommen 
worden. Zur Klarstellung sollen diese Satzungsbe- 
stimmungen an die neue Rechtslage angepaßt wer- 
den. 

Zu § 1 Abs. 2 

Die Neufassung des § 3 Abs. 5 Volkswagenwerk- 
gesetz soll noch nicht für eine vor Inkrafttreten des 
Gesetzes einberufene Hauptversammlung gelten, da 
die Frist für die erforderlichen Umstellungsvorbe- 
reitungen zu kurz wäre. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Zu § 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 

Bonn, den 21 . Mai 1970 

Dr. Schmude Pohlmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/509 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 15. Mai 1970 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Schmude Pohlmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


3 



Drucksache VI/794 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Über- 
führung der Anteilsrechte an der Volkswagen Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung in private Hand 

— Drucksache Vl/509 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Überführung der Anteilsrechte 
an der Volkswagen Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung in private Hand 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Das Gesetz über die Überführung der Anteils- 
rechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung in private Hand vom 21. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 585), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Überführung der Anteilsrechte an der Volks- 
wagenwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
in private Hand vom 2. August 1966 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 461), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 tritt an die Stelle des Wortes „zehn- 
tausendsten" jeweils das Wort „fünften". 

2. § 2 Abs. 4, §§ 3, 5 bis 12, 13 Satz 2 werden ge- 
strichen. 


Die Bestimmung der Satzung der Volkswagenwerk 
Aktiengesellschaft, die dem bisher geltenden Wort- 
laut der durch Satz 1 Nr. 1 geänderten Vorschrift 
entspricht (§ 24 Abs. 1 Satz 2) wird unwirksam, 
soweit sie von dem geänderten Wortlaut abweicht; 
die Bestimmungen der Satzung, die dem durch Satz 1 
Nr. 2 gestrichenen § 2 Abs. 4, § 3 des in Satz 1 ge- 
nannten Gesetzes entsprechen (§ 24 Abs. 3, § 25) 
werden unwirksam. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Überführung der Anteilsrechte 
an der Volkswagen Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung in private Hand 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Das Gesetz über die Überführung der Anteils- 
rechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung in private Hand vom 21. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 585), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Überführung der Anteilsrechte an der Volks- 
wagenwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
in private Hand vom 2. August 1966 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 461), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 tritt an die Stelle des Wortes „zehn- 
tausendsten" jeweils das Wort „fünften"; § 2 
Abs. 4 wird gestrichen. 

2. In § 3 Abs. 5 Satz 1 tritt an die Stelle des Wortes 
„fünfzigsten" das Wort „fünften"; § 3 Abs. 5 
Satz 2 wird gestrichen. 

3. §§ 5 bis 12, 13 Satz 2 werden gestrichen. 

Die Bestimmungen der Satzung der Volkswagen- 
werk Aktiengesellschaft, die dem bisher geltenden 
Wortlaut der durch Satz 1 Nr. 1 und 2 geänderten 
Vorschriften entsprechen (§ 24 Abs. 1 Satz 2, § 25 
Abs. 4 Satz 1) werden unwirksam, soweit sie von 
dem geänderten Wortlaut abweichen; die Bestim- 
mungen der Satzung, die den durch Satz 1 Nr. 1 und 
2 gestrichenen Vorschriften des in Satz 1 genannten 
Gesetzes entsprechen (§ 24 Abs. 3, § 25 Abs. 4 
Satz 2) werden unwirksam. 
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Entwurf 

(2) Für eine Hauptversammlung, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes stattfindet, bleibt es 
bei § 3 Abs, 1 bis 4 des in Absatz 1 genannten Ge- 
setzes, wenn sie vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes einberufen worden ist. 

(3) Die Vollmachtsurkunden zu einer Hauptver- 
sammlung, für die § 3 des in Absatz 1 genannten 
Gesetzes galt, sind drei Jahre nach der jeweiligen 
Hauptversammlung aufzubewahren; ist bei Ablauf 
der Frist eine Klage auf Anfechtung eines in der 
Hauptversammlung gefaßten Beschlusses rechtshän- 
gig, so verlängert sich die Frist, bis über die Klage 
rechtskräftig entschieden ist oder sie sich auf andere 
Weise endgültig erledigt hat. Jedem Aktionär ist auf 
Verlangen Einsicht in die Urkunden zu gewähren. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

(2) Für eine Hauptversammlung, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes stattfindet, bleibt es 
bei § 3 Abs. 5 des in Absatz 1 genannten Gesetzes 
in der bisher geltenden Fassung, wenn die Haupt- 
versammlung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
einberufen worden ist. 

Absatz 3 entfällt 


§ 2 

unverändert 

§ 3 

unverändert 
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